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Seit der Einführung der Eingriffsregelung im Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) 1976 sollen die konkreten Folgen von Eingriffen 
in Natur und Landschaft bewältigt werden. Die Eingriffsregelung 
soll dazu beitragen, die erheblichen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft zu vermeiden, zu vermindern oder, wenn dies 
nicht möglich ist, durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen bzw. 
monetär zu kompensieren.
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Die Eingriffsregelung gilt immer noch als das wichtigste Instrument für einen flächendeckenden 
Naturschutz, das den aktuellen Zustand von Natur und Landschaft erhalten soll. Sie ist kein ei-
genes Prüfverfahren, sondern Bestandteil behördlicher Zulassungsverfahren, z. B. der ▷ Planfest-
stellung, der verbindlichen ▷  Bauleitplanung oder der (Plan-)Genehmigung, mit dem Ziel, Vor-
haben unter bestimmten Voraussetzungen zu ermöglichen (und nicht zu verhindern). Negative 
Folgen für Natur und Landschaft sollen in erster Linie vermieden werden (z. B. durch optimierte 
Trassenführung von Straßen), unvermeidbare Auswirkungen müssen kompensiert werden (z. B. 
Wiederherstellung wertvoller Lebensräume). Somit ergänzt die Eingriffsregelung mit ihrem pro-
jektbezogenen Verschlechterungsverbot den Gebietsschutz (▷  Schutzgebiete nach Naturschutz-
recht) und den ▷ Artenschutz (Fischer-Hüftle 2011: 754; Köppel/Wende 2010: 123).
1 Geschichtliche Entwicklung
Seit dem 19. Jahrhundert gibt es Bestrebungen, Natur und Landschaft vor menschlichen Beein-
trächtigungen außerhalb von Schutzgebieten zu schützen (Gassner 1995: 11; Deiwick 2002: 4). Sie 
konzentrierten sich vorwiegend auf die Ästhetik des Landschaftsbildes, z. B. die Heimatschutz-
bewegung, das Preußische Gesetz gegen Verunstaltungen von 1902, das Reichsnaturschutzgesetz 
1935, die Landschaftsanwälte (Köppel/Wende 2010: 123). Das preußische Moorgesetz von 1923 
sowie das nordrhein-westfälische Bergrecht von 1950 greifen erste Ansätze zur Vermeidung und 
zum Ausgleich von Beeinträchtigungen im Rahmen der Rekultivierung von Abbaugebieten auf 
(Köppel/Peters/Wende 2004: 19). Das Instrument der Eingriffsregelung findet erstmalig Erwäh-
nung im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) von 1976. Zuvor enthielten bereits einige Landes-
gesetze ähnliche Vorschriften (Fischer-Hüftle 2011: 753). 
Anfänglich kam die Eingriffsregelung nur bei Vorhaben der verschiedenen Fachplanungen zur 
Anwendung (Fürst/Scholles 2008: 117), dabei galt folgende strenge Stufenfolge: 1. Vermeidung, 
2. Ausgleich, 3. ▷ Abwägung, 4. Ersatz. Ersatzzahlungen waren bis 2002 nur in den Landesgesetzen 
geregelt (Fischer-Hüftle 2011: 753 f.). Erhebliche Änderungen („Flexibilisierung“) hat die Eingriffs-
regelung durch folgende Regelungen erfahren: 
• Baurechtskompromiss 1993 (Integration der Eingriffsregelung in das Bauplanungsrecht)
• Novellierung des Baugesetzbuches (BauGB) 1998 (Gleichstellung von Ausgleich und Ersatz)
• Novellierung des BNatSchG 2002 (bundesrechtliche Einführung von Ersatzzahlungen, Vor-
rangigkeit der Ersatzmaßnahmen vor der Abwägungsentscheidung) 
• Novellierung des BNatSchG 2010 (u. a. Gleichrangigkeit von Ausgleich und Ersatz, bundes-
rechtliche Regelung zur monetären Kompensation, Trennung von Eingriffsregelung und 
arten schutzrechtlichen Bestimmungen)
Durch diese Flexibilisierung sollte die Eingriffsregelung praktikabler, rechtsklarer und im Voll-




Der Eingriffsregelung liegen verschiedene Prinzipien zugrunde (DRL 2007: 5):
• Flächendeckungsprinzip: Die Anwendung der Eingriffsregelung findet auf der gesamten Flä-
che (also im besiedelten und unbesiedelten Bereich) und nicht nur in Schutzgebieten statt.
• Vorsorgeprinzip: Allein schon die Möglichkeit einer Beeinträchtigung durch ein Vorhaben löst 
einen Eingriff aus. Ein Nachweis der Folgen des Vorhabens auf Natur und Landschaft ist nicht 
notwendig (Fürst/Scholles 2008: 118).
• Verursacherprinzip: Der Eingriffsverursacher ist für die Planung, Finanzierung, Durchführung 
und Sicherstellung der Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie für die Vor-
lage der erforderlichen Unterlagen (Landschaftspflegerischer Begleitplan) zuständig (Köppel/
Peters/Wende 2004: 21).
• Verschlechterungsverbot: Der aktuelle Zustand von Natur und Landschaft ist zu erhalten 
(„no-net-loss-principle“).
• Entscheidungsabfolge: Vermeidung wird vor Ausgleich und Ersatz priorisiert, Ersatzzahlun-
gen werden als letztes Mittel angesehen.
Damit die Eingriffsregelung überhaupt zur Anwendung gelangt, muss die folgende Eingriffs-
bestimmung erfüllt sein. Erst im Anschluss wird die Entscheidungskaskade ausgelöst. 
2.1 Begriff des Eingriffs
Eingriffe im Sinne des Naturschutzrechts sind „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden 
Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können“ (§ 14 Abs. 1 BNatSchG). Diese Definition ist 
absichtlich derart unbestimmt gefasst, damit der konkrete Einzelfall flexibel beurteilt werden 
kann (Köppel/Peters/Wende 2004: 22). 
Das geomorphologische Erscheinungsbild und der Pflanzenbestand einer Fläche sowie 
Oberflächengewässer werden als „Gestalt“ angesehen. Als Eingriff gelten Veränderungen, die 
durch menschliche Handlungen (Zutun/Unterlassen) verursacht werden (Lau 2011a: 682; Köppel/
Peters/Wende 2004: 22 f.). Eine Veränderung der „Nutzung“ entspricht einer Änderung der bis-
herigen Bodennutzung. Nutzungsintensivierungen sowie Unterhaltungsmaßnahmen sind ausge-
nommen (Lau 2011a: 682). Unter „Grundflächen“ fallen die Erdoberfläche und deren künstlich 
geschaffene Bestandteile (z. B. Gebäude) sowie Wasserflächen. Nicht als Eingriff gelten z. B. das 
Überfliegen eines Gebietes oder untertägiger Bergbau. Bodenbohrungen, Feuerwerksabbrennen 
und Modellflugzeugbetrieb sind hingegen als Eingriff anzusehen (Lau 2011a: 681 f.). Der „Natur-
haushalt“ umfasst Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie deren Wechselwirkungen 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). Die „Leistungs- und Funktionsfähigkeit“ zielt auf das Funktionieren 
bzw. die Funktionsfähigkeit ökologischer Systeme ab (Marzik/Wilrich 2004: §  18, Rn. 6; Köppel/
Peters/Wende 2004: 23). Das „Landschaftsbild“ umfasst auch den Erholungswert von Natur und 
Landschaft, prägend sind daher nicht nur optische, sondern auch sinnliche Eindrücke, wie z. B. 
Geräusche und Gerüche (Lau 2011a: 682 f.). Der Begriff der „Erheblichkeit“ ist am schwierigsten zu 
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bestimmen und hängt in erster Linie von den konkreten Umständen des Einzelfalls ab (Bedeutung 
und Größe der beeinträchtigten Fläche, Dauer der Einwirkung, Vorkommen seltener Arten, Funk-
tion der Fläche im Biotopverbund). In Bezug auf das Landschaftsbild ist eine Beeinträchtigung 
erheblich, wenn der Eingriff in der Umgebung als Fremdkörper wahrgenommen wird (Lau 2011a: 
683).
2.2 Entscheidungskaskade
Mit der Neuregelung des BNatSchG 2010 wird in § 13 ein abweichungsfester Kern (d. h., dass die 
Länder keine abweichenden Regelungen treffen dürfen) der Eingriffsregelung festgelegt, der eine 














Quelle: Eigene Darstellung gemäß § 13 BNatSchG
Liegt ein Eingriff vor, hat der Verursacher (Vorhabenträger) erhebliche Beeinträchtigungen 
vorrangig zu vermeiden. Unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen müssen durch Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahmen kompensiert werden. Erst wenn dies nicht möglich ist, kann die 
Kompensation durch Ersatz in Geld erfolgen.
Vermeidungsgebot
Beeinträchtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen gegeben sind, d. h., Vorha-
ben, die am gleichen Ort mit geringeren oder ohne Beeinträchtigungen durchgeführt werden kön-
nen, sind vorzuziehen (§ 15 Abs. 1 S. 2 BNatSchG). Es ist also nicht das Ziel der Eingriffsregelung, 
das Vorhaben an sich zu verhindern bzw. nach einer Standortalternative zu suchen, sondern es als 
Folgenbewältigungsinstrument mit den geringstmöglichen Folgen für Natur und Landschaft am 
vorgesehenen Ort umzusetzen (Ekardt/Hennig 2013: 696; Lau 2011b: 762).
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Der Begriff Kompensationsmaßnahme umfasst sowohl Ausgleichs- als auch Ersatzmaßnahmen. 
Dabei stehen Ausgleich und Ersatz gleichwertig nebeneinander (§ 15 Abs. 2 BNatSchG), was 
jedoch nicht bedeutet, dass der Eingriffsverursacher die Wahl hat, sondern der zuständigen 
Behörde einen Ermessensspielraum gibt (Ekardt/Hennig 2013: 696). Dadurch können beispiels-
weise zusammenhängende Ersatzmaßnahmen auf größeren Flächen einzelnen verstreuten Aus-
gleichsmaßnahmen vorgezogen werden (Fischer-Hüftle 2011: 754). Aus fachlicher Sicht sollten 
Kompensationsmaßnahmen möglichst vor Durchführung des Eingriffs stattfinden. Kompen-
sationsmaßnahmen können nur auf Flächen, die sowohl aufwertungsbedürftig als auch -fähig 
sind, durchgeführt werden, d. h., der Zustand nach Maßnahmendurchführung muss ökologisch 
höherwertig als der vorherige sein. Die rein rechtliche Sicherung eines ökologisch hochwertigen 
Zustands ist daher nicht zulässig. Ebenso ist die bloße Unterhaltungspflege eines vorhandenen 
hochwertigen Biotops nicht ausreichend (Lau 2011b: 766). 
Ausgleich
Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaus-
haltes in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind bzw. das Landschaftsbild landschaftsgerecht 
wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). Des Weiteren wird ein enger räum-
lich-funktionaler und zeitlicher Zusammenhang von Ausgleichsmaßnahmen und Eingriff voraus-
gesetzt, d. h., die Maßnahmen „müssen auf den Eingriffsort zurückwirken“ (Lau 2011b: 764). Das 
bedeutet aber nicht, dass der Zustand vor dem Eingriff exakt nachzubilden ist, sondern vielmehr, 
dass sich gleichartige Verhältnisse unter Einfluss natürlicher Prozesse bilden sollen. Ähnliches gilt 
für das Landschaftsbild, beispielsweise reicht i. d. R. ein Sichtschutz bei Bauwerken aus, sofern 
diese nicht in besonders schutzwürdigen bzw. schutzbedürftigen Landschaften liegen (Lau 2011b: 
764; Köppel/Peters/Wende 2004: 25).
Ersatz
Ersetzt sind Beeinträchtigungen, wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes im 
betroffenen Naturraum (vgl. BfN 2011, 2012) in gleichwertiger Weise wiederhergestellt sind bzw. 
das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). Somit ist der 
räumlich-funktionale Zusammenhang gelockert und beschränkt sich auf den naturräumlichen 
Ansatz (Lau 2011b: 764).
Abwägung
Ein Eingriff ist nicht zu genehmigen, wenn die damit verbundenen Beeinträchtigungen nicht zu 
vermeiden, auszugleichen oder zu ersetzen sind und bei der Abwägung die Belange von Natur-
schutz und Landschaftspflege einen höheren Rang einnehmen als die anderen Belange (§ 15 
Abs. 5 BNatSchG), z. B. wirtschaftliche Vorteile eines Vorhabens. Da die Abwägung nachrangig ist, 
ist es nicht möglich, dass die zuständige Behörde die Stufen der Vermeidung und Kompensation 
überspringt und das Vorhaben im Rahmen der Abwägung direkt genehmigt, auch wenn die Natur-




Die Ersatzzahlung stellt das letzte Mittel (Ultima Ratio) in der Entscheidungskaskade dar, um ei-
nen Eingriff zu genehmigen, wenn die anderen Maßnahmen (Vermeidung, Ausgleich, Ersatz) die 
Beeinträchtigungen nicht (vollständig) kompensieren konnten. 
Die Höhe der Ersatzzahlung berechnet sich nach den durchschnittlichen Kosten der nicht 
durchgeführten Kompensationsmaßnahmen zuzüglich Planung, Unterhaltung, Flächenbereit-
stellung, Personal- und Verwaltungskosten. Sofern diese nicht ermittelbar sind, richtet sich die 
Höhe der Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des Eingriffs. Ersatzzahlungen sind im Zulas-
sungsbescheid festzusetzen und nach Möglichkeit vor Durchführung des Eingriffs vom Verur-
sacher zu leisten. Des Weiteren sollen sie zweckgebunden und möglichst im betroffenen Natur-
raum für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege eingesetzt werden (§ 15 Abs. 6  
BNatSchG). Ersatzzahlungen wurden aus pragmatischen Gründen eingeführt, um Vollzugsdefizi-
ten entgegenzuwirken, z. B. der mangelnden Flächenverfügbarkeit für Kompensationsmaßnah-
men oder der mangelnden Motivation des Eingriffsverursachers, Maßnahmen selbst durchzufüh-
ren (Balla/Herberg 2000: 61).
In der Diskussion um die Flexibilisierung der Eingriffsregelung wird auch immer wieder die 
Forderung nach einer Gleichstellung von Realkompensation und Ersatzzahlung erhoben. Kritiker 
befürchten, dass mit dieser Forderung die Eingriffsregelung auf die Unterlassung vermeidbarer 
Beeinträchtigungen reduziert würde. Die Pflicht zur realen Kompensation würde entfallen und 
die Abwägung würde hinfällig aufgrund fehlender verbleibender Beeinträchtigungen (Fischer- 
Hüftle 2011: 755). Des Weiteren erscheint es aufgrund fehlender Kapazitäten unrealistisch, dass 
die Naturschutzbehörden die Durchführung der Kompensationsmaßnahmen (inkl. Beschaffung 
der Flächen) mittels der eingegangenen Ersatzzahlungen übernehmen. Es wird befürchtet, dass 
es zu einer Verzögerung der Maßnahmendurchführung kommt, da nicht genügend Flächen zur 
Verfügung stehen und somit nicht mehr gewährleistet werden kann, dass Beeinträchtigungen 
bereits vor Beginn des Eingriffs kompensiert werden (vgl. Degenhart 2011).
Andererseits zeigen Beispiele wie aus den USA, dass eine Priorisierung monetärer Kom-
pensation zu einem besseren Vollzug von Instrumenten zur Eingriffsfolgenbewältigung führen 
kann: Im Rahmen des US-amerikanischen Wetland Mitigation haben Kompensation durch Pools 
(Wetland Mitigation Banks) und Ersatzgeldprogramme (In-Lieu-Fee Programs) Priorität. US-weit 
einheit liche Kriterien und Standards sollen die Umsetzungsqualität sichern und Verzögerungen 
im Genehmigungsprozess verhindern helfen (Geißler/Köppel 2012: 367, 369). Derzeit sind die 
Voraussetzungen für eine entsprechende Umsetzung in Deutschland allerdings nicht gegeben. 
Bedingungen dafür wären:
• in einer Bundesregelung (z. B. Bundeskompensationsverordnung) formulierte Qualitäts- 
standards 
• Evaluation des bisherigen Erfolgs der durch Vorhabenträger durchgeführten Kompen- 
sationsmaßnahmen 
• konsequente Verknüpfung von Ersatzzahlungen an Kompensationspools, um eine Zweckent-
fremdung geleisteter Ersatzzahlungen (z. B. in kommunale Haushalte) zu unterbinden 
Bislang fehlt in Deutschland ein Überblick über den tatsächlichen Einsatz der Ersatzgelder 
sowie über die Grundgesamtheit real durchgeführter Kompensationsmaßnahmen. 
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2.3 Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen
Auch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die mittels sogenannter Pool- 
lösungen „im Hinblick auf zu erwartende Eingriffe“ (§ 16 Abs. 1 BNatSchG) bevorratet wurden, 
können als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen anerkannt werden, wenn „eine Dokumenta-
tion des Ausgangszustands der Flächen vorliegt“ (§ 16 Abs. 1 Nr. 5 BNatSchG). Häufig bestehen 
landesweite Zentralregister der durchgeführten Kompensationsmaßnahmen, der in Ökokonten 
gebuchten vorgezogenen Maßnahmen und der zur Verfügung stehenden Flächen für Maßnahmen 
(Ekardt/Hennig 2013: 700). Die Bevorratung soll zum einen zur Planungsbeschleunigung führen: 
Maßnahmen können im Vorgriff des Eingriffs realisiert werden, da die Pools bereits eingerichtet 
sind. Zum anderen soll aufgrund der Poolverwaltung durch entsprechende Institutionen eine Si-
cherung des Vollzugs der Maßnahmen erfolgen.
Es wird zwischen Flächen- und Maßnahmenpool unterschieden.
Flächenpool 
Ein Flächenpool ist eine Ansammlung kompensationsgeeigneter Flächen, der nach einem einheit-
lichen planerischen Konzept erstellt wurde. Durch die Bündelung von Maßnahmen auf größeren 
zusammenhängenden Flächen kommt es zu einer besseren örtlichen und inhaltlichen Steuerung 
der Kompensationsmaßnahmen und kleinräumige Maßnahmen werden vermieden (Ekardt/
Hennig 2013: 699; Köppel/Wende 2010: 125). Der Eingriffsverursacher kann von seiner Kompen-
sationsverpflichtung freigestellt werden, wenn eine Flächenagentur (landesrechtlich anerkannte 
Trägerin eines Flächenpools) diese übernimmt. Die Flächenagentur ist dann zuständig für die 
Durchführung und Pflege der Maßnahmen und ist auch Ansprechpartnerin für die Naturschutz-
behörde (Ekardt/Hennig 2013: 701).
Maßnahmenpool/Ökokonto 
Ein Maßnahmenpool (oder auch Ökokonto) beinhaltet eine Bevorratung vorgezogener Maßnah-
men, die nach dem Prinzip eines Sparkontos („banking“) funktioniert: Ökologisches Guthaben in 
Form von vorgezogenen Maßnahmen wird angespart und kann bei späterem Eingriff in entspre-
chender Höhe abgebucht werden. Die Administration (Abnahme, Bewertung, Ein- und Ausbuchen 
der Maßnahmen) erfolgt häufig durch die untere Naturschutzbehörde. Die Bevorratung von Maß-
nahmen mittels Ökokonto soll Time-lag-Problemen entgegenwirken, da die Maßnahmenwirkung 
schon früher eintreten kann. Des Weiteren wird Vollzugsdefiziten entgegengewirkt, da die Umset-
zung sowie die Bewertung der Maßnahmen zum Eingriffszeitpunkt bereits stattgefunden haben. 
Auch soll die Maßnahmenbevorratung zur Verfahrensbeschleunigung (Wegfall von zeit- und res-
sourcenintensiver Suche nach geeigneten Flächen und Maßnahmen) und zur Akzeptanzsteigerung 
führen. Allerdings sind komplexe Bewertungsverfahren nötig, um eine „möglichst weitgehende 
qualitative Äquivalenz von Eingriff und Ausgleich [sowie keinen Netto-Verlust zu] gewährleisten“ 
(Ekardt/Hennig 2013: 703), dies vermindert wiederum die Kosteneffizienz und Akzeptanz (Ekardt/
Hennig 2013: 700 ff.).
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Findet ein Eingriff nach öffentlichem Recht (Planfeststellung, Plangenehmigung) statt, so müs-
sen die Kompensationsmaßnahmen im Fachplan (▷  Fachplanungen, raumwirksame) oder im 
LBP (in Text und Karte) festgehalten werden (§ 17 Abs. 4 BNatSchG; s. Abb. 2). Der LBP ist vom 
Vorhabenträger durchzuführen, der i. d. R. ein Landschaftsplanungsbüro beauftragt. Leitfäden der 
Fachplanungsträger und Fachministerien standardisieren die Erstellung des LBP für bestimmte 
Vorhabentypen. Die im LBP getroffenen Maßnahmen sind Teil der Zulassung und somit rechts-
verbindlich und einklagbar. Der Vorhabenträger, die Zulassungsbehörde, die zuständige Natur-
schutzbehörde sowie ggf. andere zu beteiligende Behörden sollten vor Erstellung des LBP den 
Untersuchungsraum und -umfang abgrenzen (Fürst/Scholles 2008: 119 f.; Köppel/Peters/Wende 
2004: 31 f.). Der LBP stellt die wesentliche Entscheidungsgrundlage für die Zulassungsbehörde 
dar (Köppel/Wende 2010: 124) und beinhaltet die folgenden Arbeitsschritte (Fürst/Scholles 2008: 
119 f.; Köppel/Peters/Wende 2004: 31 f.):
• Bestandsaufnahme
• Bewertung des Status quo
• Wirkungsanalyse und -prognose (Konfliktanalyse, Auswirkungen des Vorhabens auf Natur 
und Landschaft)




Niederaußem“ der Kreisstadt Bergheim. Maßnahmenplanung 
Quelle: Stadt Bergheim 2013
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2.5 Bewertungs- und Bilanzierungsverfahren
Aufgrund bisher fehlender Vorgaben auf Bundesebene bestehen auf Länderebene vielfältige Be-
wertungs- und Bilanzierungsverfahren (die z. B. im Rahmen der Erstellung eines LBP angewandt 






Grundsätzlich basieren alle Verfahren auf einem ähnlichen methodischen Prinzip: 
1) Ermittlung der eingriffsbedingten Wertminderung durch Bestimmung des aktuellen Vor- 
Eingriff-Wertes und Nach-Eingriff-Wertes der betroffenen Fläche 
2) Bestimmung der potenziellen Wertsteigerung durch die geplanten Kompensationsmaß-
nahmen (Vergleich des Zustands der Kompensationsfläche vor und nach Durchführung der 
Maßnahmen) 
3) Gegenüberstellung („Bilanzierung“) von Wertminderung und -steigerung
Für eine ausführliche Darstellung der einzelnen Verfahren wird auf Bruns (2007), Köppel, 
Peters und Wende (2004) und Köppel, Feickert, Spandau et al. (1998) verwiesen.
Bestrebungen zur Harmonisierung der Methoden bzw. zu einer einheitlichen Regelung gibt 
es zurzeit auf Bundes- und EU-Ebene. Die EU-Initiative No Net Loss hat zum Ziel, einen Verlust 
an ▷ Biodiversität bei Aktivitäten mit Auswirkungen auf die Natur zu vermeiden bzw. zu kompen-
sieren. Dies soll für alle Aktivitäten (auch Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft) sowie auf der ge-
samten Fläche gelten (EU 2014). Bei der Weiterentwicklung beider Instrumentenvorschläge und 
für die Zustimmung der Mitgliedsstaaten bzw. Bundesländer dürfte insbesondere von Bedeutung 
sein, geeignete Bewertungsverfahren zu finden, die einen einheitlichen Rahmen vorgeben, ohne 
zu sehr ins Detail zu gehen.
2.6 Privilegierung von Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft
Land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen stellen keinen Eingriff dar, wenn die Ziele von 
Naturschutz und Landschaftspflege berücksichtigt werden, vor allem wenn nach den Anforderun-
gen der guten fachlichen Praxis gewirtschaftet wird (§ 14 Abs. 2 S. 1 BNatSchG; ▷ Landwirtschaft; 
▷  Forstwirtschaft). Allerdings fehlt bisher eine Konkretisierung dieser Ziele und Anforderungen 
(Lau 2011a: 683 f.).
Die Wiederaufnahme einer land-, forst- oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung gilt nicht als 
Eingriff, wenn sie aufgrund vertraglicher Vereinbarungen (z. B. Vertragsnaturschutz, Landwirt-
schaft) oder der Teilnahme an öffentlichen Programmen (z. B. Flächen- und Maßnahmenpools) 
unterbrochen bzw. eingeschränkt war und innerhalb von zehn Jahren nach der Unterbrechung/
Einschränkung wiederaufgenommen wird (§ 14 Abs. 3 BNatSchG). 
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Durch diese Regelung (Landwirtschaftsklausel) werden potenzielle Hauptverursacher von 
natur- und landschaftsbezogenen Beeinträchtigungen (ca. drei Viertel der Flächennutzungen in 
Deutschland) von der Eingriffsregelung ausgenommen (Ekardt/Hennig 2013: 696).
Auch im Hinblick auf Kompensationsmaßnahmen greift eine Sonderregelung für die Inan-
spruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Grundstücken: Auf agrarstrukturelle Belange soll 
Rücksicht und die für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeigneten Böden sollen nur im 
notwendigen Umfang in Anspruch genommen werden. Insbesondere Maßnahmen zur Entsiege-
lung, zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, 
die zur dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes führen, bieten 
sich hier an (§ 15 Abs. 3 BNatSchG). Es sollen sogenannte produktionsintegrierte Kompensations-
maßnahmen gefunden werden, welche gleichzeitig eine Bewirtschaftung sowie eine dauerhafte 
ökologische Aufwertung der Fläche ermöglichen, die über die gute fachliche Praxis hinausgeht. 
Um den funktionalen Zusammenhang zwischen eingriffsbedingten Beeinträchtigungen und den 
Kompensationsmaßnahmen zu gewährleisten, muss die Fläche i. d. R. aus der Produktion genom-
men werden, beispielsweise für die Anlage von Ackerrandstreifen, das Freihalten von Lerchen-
fenstern oder den Erhalt alter Bäume. Dabei ist auch zu beachten, dass die produktionsintegrierte 
Kompensationsmaßnahme so lange andauern muss wie die eingriffsbedingte Beeinträchtigung, 
allerdings kann diese innerhalb des Kompensationszeitraumes auch rotieren (vgl. Fischer-Hüftle 
2011: 757).
2.7 Bundeskompensationsverordnung (BKompV)  
§ 15 Abs. 7 BNatSchG ermächtigt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit (BMU) zum Erlass einer Rechtsverordnung, um Näheres zur Kompensation von Eingrif-
fen zu regeln, mit dem Ziel eines effektiveren und transparenteren Vollzugs der Eingriffsregelung. 
Gegenstand einer solchen Verordnung können ggf. Inhalt, Art und Umfang von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen sowie die Höhe der Ersatzzahlung und Verfahren zu ihrer Erhebung sein. Die 
BKompV sollte den Grundstein für eine bundeseinheitliche Anwendung der Eingriffsregelung 
legen, um der hohen Komplexität aufgrund unterschiedlicher Landesregelungen und der Metho-
denvielfalt entgegenzuwirken (Lau 2011b: 771). Ein Entwurf der BKompV wurde zwar 2013 vom 
Bundeskabinett beschlossen, für die erforderliche Zustimmung des Bundesrats waren jedoch im 
weiteren Verlauf keine Mehrheiten erkennbar und das Vorhaben wurde zurückgestellt.
3 Baurechtliche Eingriffsregelung
Die Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung unterscheidet sich gegenüber der-
jenigen nach Naturschutzrecht: Die Eingriffsregelung ist vollständig in die ▷  Umweltprüfung 
integriert und somit Teil des Umweltberichts. Der Umweltbericht übernimmt als fachlicher 
Beitrag zusammen mit dem ▷  Bebauungsplan sowie ggf. dem Grünordnungsplan die Funktion 
des Landschaftspflegerischen Begleitplans im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung. Die Rechtsfolgen (Vermeidung und Kompensation) sind Gegenstand der stadtplanerischen 
Abwägung, dürfen jedoch nicht komplett unberücksichtigt bleiben, auch wenn die Umwelt-
belange den anderen Belangen unterliegen. Ersatzmaßnahmen nach Naturschutzrecht sind nach 
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Baugesetzbuch auch Ausgleichsmaßnahmen. Sofern eine Vereinbarkeit mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung (▷ Ziele, Grundsätze und sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung) sowie von ▷ Naturschutz und Landschaftspflege gewährleistet ist, 
ist ein räumlicher und zeitlicher Zusammenhang zwischen Eingriff und Ausgleich nicht erforder-
lich (§ 200a BauGB). Kompensationsflächen werden i. d. R. räumlich konzentriert, sofern es natur-
schutzfachlich sinnvoll ist. Der Bebauungsplan erhält dann als zweiten Geltungsbereich für die 
Kompensationsmaßnahmen einen sogenannten Satellitenplan. Die Maßnahmendurchführung 
liegt üblicherweise bei der Gemeinde, die Kosten tragen die Bauherren. Eine weitere Möglichkeit 
für die Gemeinde ist die zeitliche Entkoppelung von Naturschutzmaßnahmen und Eingriff mittels 
Ökokonto: Die Maßnahmen werden vorher durchgeführt und erst später bei Planbeschluss abge-
bucht (Fürst/Scholles 2008: 120).
Die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ist auf Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung, Än-
derung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen hervorgerufen werden, beschränkt (§ 1a 
Abs. 3 BauGB und § 18 BNatSchG). Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird hingegen für 
Vorhaben im Außenbereich (§ 35 BauGB) und bei Bebauungsplänen angewandt, die eine Planfest-
stellung ersetzen (§ 18 Abs. 2 BNatSchG). 
Ausgenommen von der Eingriffsregelung ist das beschleunigte Verfahren (§ 13a BauGB), das 
der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung sowie anderen Maßnahmen der 
▷  Innenentwicklung dient. Es wird bei Bebauungsplänen mit einer Grundfläche (der baulichen 
Anlagen) von weniger als 20.000 m2 angewandt. Für diese Bebauungspläne entfällt die Umwelt-
prüfung und Eingriffe in Natur und Landschaft müssen nicht ausgeglichen werden. Allerdings 
müssen Umwelt- und Naturschutzbelange in die planerische Abwägung eingestellt (und dazu 
zuvor erhoben und aufbereitet) werden (vgl. Wallraven-Lindl/Strunz/Geiß 2007). Ein Bebauungs-
plan mit einer Grundfläche von 20.000 m2 bis unter 70.000 m2 kann auch im beschleunigten Ver-
fahren aufgestellt werden, wenn in einer Vorprüfung festgestellt wird, dass voraussichtlich keine 
erheblichen Umweltauswirkungen auftreten. Allerdings ist bei Bebauungsplänen dieser Größe die 
Eingriffsregelung anzuwenden.
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